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Mitteilung des Senats vom 21. März 2000

Bremisches Hochschulzulassungsgesetz

1. Der Senat lässt der Bürgerschaft (Landtag) den nachstehenden Entwurf eines
Hochschulzulassungsgesetzes nebst Begründung mit der Bitte um Beschlussfassung zu-
gehen.

2. Mit dem Gesetz soll der von den Ländern der Bundesrepublik Deutschland am
24. Juni 1999 geschlossene Staatsvertrag über die Vergabe von Studienplätzen in Lan-
desrecht umgesetzt werden. Dies ist erforderlich, weil Zulassungsbeschränkungen nur
auf gesetzlicher Grundlage verfassungsrechtlich zulässig sind. Zudem müssen die
zulassungsrechtlichen Vorschriften der Länder übereinstimmen, soweit die Studienplät-
ze zentral vergeben werden. Dementsprechend sind die Länder gemäß § 72 Abs. 2
Hochschulrahmengesetz verpflichtet, ihr Hochschulzulassungsrecht zu einem überein-
stimmenden Zeitpunkt entsprechend den Rahmenbestimmungen der §§ 29 bis 35
Hochschulrahmengesetz zu regeln.

Die Vergabe von Studienplätzen durch die Zentralstelle für die Vergabe von Studienplät-
zen erfolgt nur in Studiengängen, die bundesweit oder zumindest an der Mehrzahl der
staatlichen Hochschulen zulassungsbeschränkt sind, soweit die voraussichtliche
Bewerberzahl die Gesamtzahl der zur Verfügung stehenden Studienplätze mindestens
erreicht. Für diese Studiengänge werden in Umsetzung der Vorgaben des Hochschul-
rahmengesetzes von 1998 durch den Staatsvertrag von 1999 eine Hochschulquote im
Auswahlverfahren sowie eine so genannte Turboquote bei der Ortsverteilung neu einge-
führt. Die Hochschulquote im Auswahlverfahren soll die Hochschulen in die Lage ver-
setzen, ihre Studenten teilweise auch nach eigenen Kriterien, insbesondere durch ein
Auswahlgespräch, auszuwählen. Die Turboquote bei der Ortsverteilung durch die Zen-
tralstelle für die Vergabe von Studienplätzen bewirkt, dass soziale Kriterien zurücktre-
ten und bis zu 25 % der Studienplätze vorab nach der Qualifikation vergeben werden.

Für nicht in das Verfahren der Zentralstelle einbezogene Studiengänge sieht das
Hochschulzulassungsgesetz einige wenige  —  nicht dem Übereinstimmungsgebot un-
terliegende   —  Abweichungen vom Staatsvertrag vor. So ist die Einführung einer
Hochschulquote für Studiengänge, die nicht zentral bewirtschaftet werden, nicht erfor-
derlich, da die Hochschulen ohnehin selbst über die Auswahl der Bewerber entscheiden.
Das Auswahlkriterium „Auswahlgespräch“, das im Staatsvertrag neu vorgesehen ist,
war in Bremen schon im Ratifizierungsgesetz von 1993 normiert. Es bleibt erhalten. Die
Ortsverteilung nach Qualifikation (Turboquote) entfällt bei der Auswahl der Bewerber
durch die Hochschulen von selbst, da eine Ortsverteilung nicht stattfindet.

Für die Zulassung in postgradualen und Master-Studiengängen nach dem neuen Bremi-
schen Hochschulgesetz werden Sonderregelungen ermöglicht, die den Besonderheiten
dieser Studiengänge gerecht werden.

Regelungen für abweichende Auswahlkriterien können grundsätzlich für gemeinsam
mit einer ausländischen Hochschule betriebene Studiengänge getroffen werden  —   so-
weit sie nicht in das Verfahren der Zentralstelle einbezogen sind  — um flexiblere
Zulassungsmöglichkeiten zu eröffnen.

Wegen der Einzelheiten wird auf die dem Gesetzentwurf und dem Staatsvertrag beige-
fügten Begründungen verwiesen.

3. Der Gesetzentwurf ist mit den Hochschulen und dem Landesbeauftragten für den
Datenschutz abgestimmt.



— 2 —

4. Die Deputation für Wissenschaft hat in ihrer Sitzung am 11. Februar 2000 dem Ge-
setzentwurf zugestimmt.

5. Da das Gesetz nur Änderungen des Verfahrens bereits vorhandener Einrichtungen
enthält, treten keine neuen Kostenfolgen ein.

Bremisches Hochschulzulassungsgesetz (BremHZG)

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft (Landtag) beschlossene
Gesetz:

Artikel 1

Dem am 24. Juni 1999 von der Freien Hansestadt Bremen unterzeichneten Staatsver-
trag über die Vergabe von Studienplätzen vom 24. Juni 1999 wird zugestimmt. Der
Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

Artikel 2

(1) Soweit Studiengänge in das Verfahren der Zentralstelle nach Artikel 1 Abs. 1 Nr. 1 ,
Artikel 8 und 9 des Staatsvertrages einbezogen sind, wird die Zulassung zum Studium
an den bremischen Hochschulen, auf die das Bremische Hochschulgesetz Anwendung
findet, nach Maßgabe des Artikels 7 Abs. 1 bis 5 und 7 sowie des Artikels 16 Abs. 1 Nr. 15
des Staatsvertrages durch Festsetzung der Zahl der höchstens aufzunehmenden Bewer-
ber und Bewerberinnen (Zulassungszahl) beschränkt. Im Übrigen kann die Zulassung
nach Artikel 7 Abs. 6 des Staatsvertrages beschränkt werden.

(2) Die Zulassungszahlen nach Absatz 1 werden durch Verordnung festgesetzt. Hinsicht-
lich der Zulassung zu höheren als dem ersten Fachsemester kann abweichend von Satz
1 durch Verordnung das Verfahren zur Ermittlung der Zulassungszahlen geregelt wer-
den; in diesem Falle setzt der Senator für Bildung und Wissenschaft die Zulassungszahl
fest und macht sie amtlich bekannt.

(3) Im Falle des Absatzes 1 Satz 1 werden die Studienplätze nach den Bestimmungen des
Staatsvertrages vergeben. Im Falle des Absatzes 1 Satz 2 gelten — unbeschadet des
Artikels 3 — für die Auswahl der Bewerber und Bewerberinnen die Artikel 11, 12 und 13
Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2  Buchstabe a, Abs. 2 und 3 entsprechend mit folgenden Maßgaben:

1. Durch Verordnung kann von der Bildung von Vorabquoten nach Artikel 12 Abs. 1
Nummern 4 bis 6 abgesehen oder die Summe der Vorabquoten über 2/10 hinaus erhöht
werden.

2. Landesquoten (Artikel 13 Abs. 1 Nr. 1 des Staatsvertrages) werden nicht gebildet.

3. Durch Verordnung kann für Studiengänge, die den Nachweis einer künstlerischen
oder sportlichen Eignung voraussetzen, die Auswahl abweichend von Artikel 13 des
Staatsvertrages allein nach dem Grad der künstlerischen oder sportlichen Qualifikati-
on vorgesehen werden; die Gültigkeit des Nachweises der künstlerischen oder sportli-
chen Qualifikation kann befristet werden.

4. Durch Verordnung kann innerhalb der Quoten nach Artikel 13 des Staatsvertrages die
Bildung einer besonderen Auswahlquote für Bewerberinnen  und Bewerber mit einer
Hochschulzugangsberechtigung nach § 33 Abs. 6 oder nach § 35 Abs. 2 des Bremischen
Hochschulgesetzes entsprechend dem Anteil dieser Bewerberinnen und Bewerber an der
Gesamtzahl der Bewerberinnen und Bewerber bestimmt und für sie die Auswahl abwei-
chend von Artikel 13 des Staatsvertrages geregelt werden; berufliche Qualifikationen
und Berufserfahrung sollen berücksichtigt werden.

5. Abweichend von Artikel 11 bis 13 des Staatsvertrages kann durch Verordnung  die
Auswahl nach den Grundsätzen des Artikels 10 Abs. 2  des Staatsvertrages angeordnet
werden, wenn in einem Studiengang nicht an allen ihn anbietenden Hochschulen in der
Bundesrepublik Deutschland Zulassungszahlen festgesetzt sind.

6. Bei postgradualen Studiengängen (§ 58 des Bremischen Hochschulgesetzes) kann
durch Verordnung die Zulassung abweichend von Artikel 11 bis 13 des Staatsvertrages
geregelt werden; an die Stelle der Durchschnittsnote soll die Note des abgeschlossenen
Studiums treten. Satz 1 Halbsatz 2 gilt auch für Masterstudiengänge nach § 64 a des
Bremischen Hochschulgesetzes.

7. Für bis zu 1/5  der nach Artikel 13 des Staatsvertrages zu vergebenden Studienplätze
können  durch Verordnung anstelle der Qualifikation und der Wartezeit  die Auswahl-
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kriterien nach Artikel 13 Abs. 2 Buchstabe b, Doppelbuchstaben aa bis dd des Staatsver-
trages bestimmt werden; Artikel 14 Abs. 4 des Staatsvertrages gilt in diesem Falle ent-
sprechend.

8. In Studiengängen, die gemeinsam mit einer ausländischen Hochschule betrieben
werden, kann die Zulassung abweichend von Artikel 11 bis 13 des Staatsvertrages unter
Berücksichtigung der Besonderheiten des gemeinsamen Studienganges geregelt wer-
den.

(4) Das Vergabeverfahren und das Bewerbungsverfahren einschließlich der Formen und
Fristen sind nach Maßgabe des Staatsvertrages durch Verordnung zu bestimmen.

Artikel 3

(1) Ist in einem Studiengang eine Zulassungszahl für höhere als das erste Fachsemester
festgesetzt, so werden die verfügbaren Studienplätze an Bewerberinnen und Bewerber
vergeben, die für diesen Studiengang die Voraussetzungen für die Aufnahme in das be-
treffende höhere Fachsemester erfüllen.

(2) Nach Abzug der Quoten nach Artikel 12 Abs. 1 Nr. 1 und 3 des Staatsvertrages werden
die Studienplätze zunächst an Bewerberinnen und Bewerber vergeben, die für diesen
Studiengang bereits an einer Hochschule in der Bundesrepublik Deutschland  einge-
schrieben waren oder sind, oder die aufgrund einer Einstufungsprüfung in ein höheres
Fachsemester aufgenommen werden können. Die danach verbleibenden Studienplätze
werden an Bewerberinnen und Bewerber vergeben, die die Voraussetzungen für das hö-
here Fachsemester des gewählten Studiengangs durch die Anrechnung von Studien-
leistungen aus anderen Studiengängen erworben haben. Ist eine Auswahl unter den Be-
werberinnen und Bewerbern nach Satz 1 oder Satz 2 erforderlich, so werden gegebenen-
falls Quoten nach Artikel 2 Abs. 3 Nr. 4 gebildet; für die Auswahl  gilt Artikel 13 Abs. 1
Nr. 1 des Staatsvertrages und Artikel 2 Abs. 3 Nr. 4 entsprechend.

(3) Die Einzelheiten der Auswahl einschließlich der Höhe der Quoten werden durch
Verordnung geregelt.

Artikel 4

(1) Besteht an einer Hochschule für einen Abschnitt eines Studienganges eine höhere
Ausbildungskapazität als für einen folgenden Abschnitt dieses Studiengangs, so kann
die Zulassung auf den früheren Abschnitt dieses Studiengangs beschränkt werden. In
diesem Falle ist festzustellen, ob die Fortsetzung des Studiums an einer anderen Hoch-
schule in der Bundesrepublik Deutschland gewährleistet wird.

(2) Sind für den folgenden Abschnitt eines Studiengangs Zulassungszahlen festgesetzt,
so werden die Studienplätze nach den Grundsätzen des Artikels 10 des Staatsvertrages
vorrangig an Studentinnen und Studenten vergeben,  deren Zulassung nach Absatz 1 auf
den vorhergehenden Abschnitt dieses Studiengangs beschränkt war.

Artikel 5

Das Verfahren für die Bestimmung des Vertreters der Hochschulen der Freien Hanse-
stadt Bremen im Beirat der Zentralstelle nach Artikel 5 Abs. 1 des Staatsvertrages  wird
durch Verordnung geregelt.

Artikel 6

(1) Die Verordnungen nach diesem Gesetz und nach dem Staatsvertrag erlässt der Sena-
tor für Bildung und Wissenschaft.

(2) Der Senator für Bildung und Wissenschaft ist die zuständige Landesbehörde nach
Artikel 7 Abs. 5 des Staatsvertrages.

Artikel 7

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. Es findet erstmals auf
das seinem Inkrafttreten unmittelbar nachfolgende, frühestens jedoch auf das Vergabe-
verfahren zum Wintersemester 2000/2001, und auf ein vor diesem Vergabeverfahren im
Rahmen des Verfahrens nach Artikel 14 des Staatsvertrages durchzuführendes
Feststellungsverfahren Anwendung.

(2) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Artikel 21 Abs. 1 für die Freie Hanse-
stadt Bremen in Kraft tritt, ist im Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen bekanntzu-
machen.
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(3) Das Gesetz zu dem Staatsvertrag über die Vergabe von Studienplätzen  vom 23. März
1993 (Brem.GBl. S. 103 — 221-h-7), geändert durch Gesetz vom 28. Februar 1995
(Brem.GBl. S. 125), tritt  mit Abschluss des Vergabeverfahrens außer Kraft, das dem
Vergabeverfahren nach Absatz 1 Satz 2 vorangeht.

Begründung

I. Allgemeines

Der Abschluss eines neuen Staatsvertrages über die Vergabe von Studienplätzen ist auf-
grund des Vierten Gesetzes zur Änderung des Hochschulrahmengesetzes (HRG) vom 20.
August 1998 (BGBl. I S. 2190) erforderlich geworden.

Das neue Rahmenrecht sieht die Einführung einer Hochschulquote im Auswahl-
verfahren vor, die die Hochschulen in die Lage versetzen soll, ihre Studenten teilweise
auch nach eigenen Kriterien, insbesondere durch ein Auswahlgespräch, auszuwählen.
Zudem ist durch das HRG die so genannte Turboquote eingeführt worden. Diese bewirkt,
dass bei der Ortsverteilung durch die ZVS soziale Kriterien zurücktreten und bis zu 25 %
der Studienplätze vorab nach der Qualifikation vergeben werden.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Staatsvertrag selbst sowie seine Begrün-
dung verwiesen.

Der Staatsvertrag bedarf aus verfassungsrechtlichen Gründen der Umsetzung in Lan-
desrecht. Da Zulassungsbeschränkungen nur durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes
verfügt werden dürfen, muss auch der neue Staatsvertrag von allen 16 Ländern durch ein
Ratifizierungsgesetz Gesetzeskraft erhalten.

Darüber hinaus trifft das vorliegende Gesetz einige zulassungsrechtliche Regelungen
für Studiengänge, die nicht in das Verfahren der Zentralstelle für die Vergabe von Studi-
enplätzen (ZVS) einbezogen sind.

II.  Einzelbegründungen:

Zu Artikel 1:

Die Sätze 1 und 2 enthalten die übliche Ratifizierungsformel und die Veröffentlichung
des neuen Staatsvertrages.

Zu Artikel 2:

Abs. 1 Satz 1 bestimmt das Verfahren, durch das Zulassungsbeschränkungen festgelegt
werden, soweit ein Studiengang in das Verfahren der ZVS einbezogen ist. Insoweit müs-
sen Zulassungsbeschränkungen durch die Festsetzung der Zahl der höchstens an den
bremischen Hochschulen, auf die das BremHG Anwendung findet, aufzunehmenden
Bewerber eingeführt werden.

Satz 2 normiert für die nicht in das ZVS-Verfahren einbezogenen Studiengänge, dass
die Zulassung entsprechend beschränkt werden kann. Dem Land steht insoweit ein Er-
messen zu.

Abs. 2 schreibt die Form der Festsetzung der Zulassungszahlen vor.

Das nach Absatz 1 i. V. m. Art. 7 des Staatsvertrages für die Ermittlung der Zu-
lassungszahlen vorgeschriebene Verfahren ist sehr zeitaufwendig. Für die Festsetzung
von Zulassungszahlen für höhere Fachsemester müsste zudem sehr frühzeitig ermittelt
werden können, wie viele Studienplätze durch Fach- oder Ortswechsel, Studien-
abbruch pp. vorzeitig freigeworden sind. Dies lässt sich aber naturgemäß erst nach dem
Ende eines Semesters feststellen. Um die optimale Kapazitätsauslastung zu gewährlei-
sten, wird deshalb ein schnelleres Verfahren ermöglicht, das sich bereits in der Vergan-
genheit bewährt hat.

Abs. 3 normiert für die in das ZVS- Verfahren einbezogenen Studiengänge noch einmal
ausdrücklich die Anwendung der neuen Auswahl-und Verteilungsverfahren aus dem
Staatsvertrag. Im Übrigen regelt er für nicht in das Verfahren der ZVS einbezogene
Studiengänge einige Abweichungen für das Auswahlverfahren.

So müssen keine Vorabquoten für Bewerber und Bewerberinnen, die in einem noch nicht
abgeschlossenen Studiengang die Qualifikation für das gewählte Studium erworben
haben, gebildet  werden. Gleiches gilt für Zweitstudienbewerber und -bewerberinnen
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sowie für in der beruflichen Bildung Qualifizierte. Für alle drei Bewerbergruppen gilt
zudem, dass die Vorabquoten andererseits auch über die im Staatsvertrag vorgesehenen
20 Prozent hinaus erhöht werden können. Der Spielraum wird also nach oben und unten
hin ausgedehnt . (Nr. 1)

Landesquoten, die im allgemeinen Auswahlverfahren nach dem Leistungskriterium im
Staatsvertrag fakultativ vorgesehen sind, werden für die nicht in das ZVS-Verfahren
einbezogenen Studiengänge nicht vorgesehen. Es wird also keine Zuordnung der Bewer-
ber und Bewerberinnen zu ihren Herkunftsländern vorgenommen. (Nr. 2)

In künstlerischen sowie in sportbezogenen Studiengängen kann die Auswahl allein nach
dem Grad der künstlerischen bzw. sportlichen Qualifikation vorgesehen werden. (Nr. 3)

Für Bewerber und Bewerberinnen mit Einstufungsprüfung oder erfolgreich absolvier-
tem, fachlich einschlägigen Kontaktstudium nach den Bestimmungen des BremHG so-
wie für Meister, staatlich geprüfte Techniker und Betriebswirte sowie Bewerber und Be-
werberinnen mit vergleichbarer Prüfung kann die Bildung einer besonderen Auswahl-
quote vorgesehen werden. Die Quotenbildung sichert diesem Personenkreis gleiche
Zulassungschancen wie den Bewerbern und Bewerberinnen mit schulischen
Hochschulzugangsberechtigungen. (Nr. 4)

Die Auswahl der Bewerber und Bewerberinnen kann in Studiengängen, für die nicht
bundesweit Zulassungszahlen festgesetzt sind, nach sozialen, insbesondere familiären
und wirtschaftlichen Kriterien erfolgen, d. h. nach dem Rang der Gründe, die für den
Studienort Bremen geltend gemacht werden können. (Nr. 5)

Für die Zulassung in postgradualen und Master-Studiengängen nach dem neuen
BremHG werden Sonderregelungen ermöglicht, die den Besonderheiten dieser Studien-
gänge gerecht werden. (Nr. 6)

Auch für die nicht in das ZVS-Verfahren einbezogenen Studiengänge, die nur örtlich
zulassungsbeschränkt sind, wird das Auswahlkriterium des Auswahlgesprächs, zu füh-
ren durch die Hochschule, als Möglichkeit beibehalten. Gleichzeitig wird dafür eine
Maximalquote von 20 Prozent festgelegt. (Nr. 7)

Abweichende Auswahlkriterien können grundsätzlich in gemeinsam mit einer ausländi-
schen Hochschule betriebenen Studiengängen getroffen werden, soweit sie nicht in das
ZVS Verfahren einbezogen sind, um flexiblere Zulassungsmöglichkeiten zu eröffnen.
(Nr. 8)

Abs. 4 sorgt für Rechtsklarheit, indem noch einmal zusammenfassend festgestellt wird,
dass die vorgenannten Verfahren durch Verordnung zu bestimmen sind und sich die
Verfahrenvorschriften nach den Maßgaben des Staatsvertrages richten.

Zu Artikel 3:

Zu Artikel 3 hat es keine inhaltlichen Änderungen gegenüber dem Ratifizierungsgesetz
vom 23. März  1993 gegeben.

Für Fortgeschrittene werden besondere, vom Staatsvertrag abweichende Auswahlvor-
schriften normiert, um zu gewährleisten, dass sie ihr bereits begonnenes Studium zügig
fortsetzen können. Deshalb werden nach Absatz 2 diejenigen bevorzugt, die in dem
betreffenden Studiengang schon immatrikuliert waren oder an einer anderen Hoch-
schule schon immatrikuliert sind. Das gilt auch für die Bewerber und Bewerberinnen, die
nach dem Ergebnis der Einstufungsprüfung in ein höheres als das erste Fachsemester
eingestuft werden.

Soweit eine Auswahl erforderlich wird, werden zunächst Vorabquoten gebildet. Die Aus-
wahl erfolgt im Übrigen nach Qualifikation. Die Regelung von Einzelheiten bleibt einer
Verordnung vorbehalten.

Zu Artikel 4:

Abs. 1 ist aus dem Ratifizierungsgesetz von 1993 übernommen, da er der Rechtspre-
chung Rechnung trägt, wonach die Zuweisung eines Studienplatzes nicht deshalb ver-
sagt werden darf, weil die Ausbildungskapazität nur für den ersten Teil des Studiengan-
ges vorhanden ist.

Bewerber und Bewerberinnen nach Absatz 1 erhalten gemäß Abs. 2 bei der Vergabe von
Studienplätzen für einen folgenden, zulassungsbeschränkten Studiengangsabschnitt
einen Vorrang eingeräumt.



— 6 —

Zu Artikel 5:

Die Hochschulen sind durch den Beirat in der ZVS vertreten. Sie entsenden je Land einen
Vertreter. Das Verfahren der Benennung dieses Vertreters ist rechtlich zu regeln.

Zu Artikel 6:

Diese Vorschrift enthält die erforderliche Verordnungsermächtigung.

Der Senator für Bildung und Wissenschaft nimmt auch den Kapazitätsbericht der Hoch-
schulen als zuständige Landesbehörde im Sinne von Art. 7 Abs. 5 des Staatsvertrages
entgegen.

Zu Artikel 7:

Der Staatsvertrag tritt gemäß Artikel 21 Abs. 1 Staatsvertrag erst zu dem näher be-
stimmten Zeitpunkt nach Hinterlegung der letzten der Ratifizierungsurkunden aller
Länder in Kraft.

Der alte Staatsvertrag tritt erst außer Kraft, wenn das letzte Vergabeverfahren nach
bisherigem Recht abgeschlossen ist. Bis zu diesem Tage muss daher auch das bisherige
Bremische Ratifizierungsgesetz in Kraft bleiben.

Es wird angestrebt, das Vergabeverfahren erstmals zum Wintersemester 2000/2001 nach
den neuen Rechtsvorschriften durchzuführen.
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